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Wilhelm Tell und die Demokratie
Die Sicht eines Staatsrechtslehrers auf Grundlagen moderner Gemeinwesen

Ausgehend von Schillers «Wil-
helm Tell» und unter Zugrunde-
legung von Kants politischer
Philosophie beleuchtet Jörg Paul
Müller Fragen der Demokratie
und der Menschenrechte.

Walter Haller

Die «Fabel vom Tell» (Goethe) in Ver-
bindung mit der Überlieferung vom
Rütlischwur hat zur Bildung eines
schweizerischen Nationalbewusstseins
beigetragen. An Tells schweizerischem
Ursprung zu zweifeln, war früher ein
Sakrileg. Im 18. Jahrhundert wurde ein
Buch, das auf Übereinstimmungen mit
der dänischen Sage vom Schützen Toko
hinwies (sie enthält vomApfelschuss bis
zum Tyrannenmord alle wesentlichen
Elemente der Tell-Geschichte), vomUr-
ner Scharfrichter öffentlich verbrannt.
Rütliszene und Tellensage bilden den
Rahmen für Friedrich Schillers «Wil-
helm Tell». Das volkstümliche Bühnen-
stück wirft grundlegende staatsrecht-
liche und philosophische Fragen auf.

Gegenbild der Menschenrechte
Kernthema in Jörg Paul Müllers (hier
bereits kurz angezeigtem) Buch ist die
Frage nach dem politischen Modell, das
Schillers Schauspiel zugrunde liegt. Die-
se Perspektive vertieft der emeritierte
Berner Professor für öffentliches Recht
und Rechtsphilosophie auf dem Hinter-
grund von Immanuel Kants Staatstheo-
rie. Er stützt sich dabei nicht nur auf die

Metaphysik der Sitten, sondern auch
auf die der Analyse des Ästhetischen
gewidmete «Kritik der Urteilskraft»,
mit der sich Schiller vor der Nieder-
schrift des «Wilhelm Tell» intensiv be-
fasst hatte und die nach Hannah Arendt
am ehesten als «politisches Buch»Kants
gelten kann.

Was aber verbindet Schillers «Tell»
mit Kants politischer Philosophie? Mül-
ler hebt zwei Verbindungslinien hervor:
die unverbrüchliche Geltung von Rech-
ten, die dem heutigen Verständnis von
Menschenrechten entsprächen, sowie

die Selbstbestimmung freier, vernünfti-
ger Menschen und ihre politische Verei-
nigung unter selbst akzeptierten Geset-
zen. Die Bedeutung vonMenschenrech-
ten zeichnet Schiller sozusagen in einem
Negativbild: Verletzungen der Integri-
tät der Untertanen durch die Vögte
«zeigen nicht nur das Wesen der Tyran-
nei auf, sondern halten zugleich elemen-
tare Rechtsgüter plastisch fest».

Ansätze deliberativer Demokratie
ortet der Verfasser unter anderem in
der Versammlung auf dem Rütli, wo
sich die Repräsentanten der drei Länder
organisieren, debattieren und dann mit

Mehrheit entscheiden, mit dem Auf-
stand zuzuwarten. Tell aber hält sich
nicht an den Beschluss und tötet den
Tyrannen Gessler. Schiller rechtfertigt
dies als eine Tat, die um des Gemein-
wohls willen erfolge. Müller teilt da-
gegen Kants Auffassung, der mit seiner
Ablehnung eines gewalttätigen Wider-
standes recht behalte: Einen Helden be-
nötige die Demokratie nicht.

Über nationales Recht hinaus
Im Kapitel «DasMiteinanderdenken im
Schauspiel Schillers und in der Theorie
Kants» kommtMüller zum Schluss, dass
beides Inspirationen geben kann zu
einem tieferen Verständnis der von
einer Demokratie geforderten Verstän-
digungsprozesse. Kants «Urteilskraft»
enthalte Maximen, die für die diskurs-
theoretische Begründung der Demo-
kratie fruchtbar gemacht werden könn-
ten. Weitere Kapitel betreffen ein zen-
trales Wirkungsfeld des Autors, nämlich
die Menschenwürde und die Arbeit an
den Menschenrechten, wobei ausser
Kant zahlreiche weitere Staatsdenker
wie Rousseau, John Rawls und Jürgen
Habermas herangezogen werden.

Im letzten Kapitel («Weltsicht: Die
Öffnung des demokratischen Staates»)
bezieht Müller eine globale Dimension
ein: Aus heutiger Sicht analysiert er
Kants Schrift «Zum ewigen Frieden»;
der Gedanke des Weltbürgerrechts
weist über nationale Verfassungen und
Abkommen zwischen Staaten hinaus
und enthält Vorstellungen, die späteres
Völkerrecht vorwegnehmen, so etwa
das Non-Refoulement-Gebot!

Wirtschaft und Emotionen
Liechtensteins Umgang mit Fremden seit 1945

Liechtenstein, einst ein Auswan-
derungsland, verfolgt seit langem
eine restriktive Einwanderungs-
politik. Eine Untersuchung zeigt
Entwicklungen und Auseinan-
dersetzungen auf – mit manchen
Parallelen zur Schweiz.

Günther Meier

Im armen Fürstentum am Alpenrhein
blieb die Zuwanderung bis zu Beginn
des 20. Jahrhunderts gering, im Gegen-
teil, die verbreitete Armut und die Res-
sourcenknappheit veranlassten viele
Liechtensteiner, als Saisonarbeiter in
die Fremde zu ziehen oder nach Ame-
rika auszuwandern. Die Wende trat mit
dem Wirtschaftsaufschwung nach dem
Zweiten Weltkrieg ein, als zuerst die
Industrie und später die Finanzdienst-
leister die Arbeitskräfte nicht mehr im
eigenen Land rekrutieren konnten. Die
Kleinheit des Landes veranlasste die
Behörden schon 1963 zur ersten Verord-
nung über die Begrenzung des Zuzugs
von Ausländern. 1970 folgte die bis
heute gültige «Drittelsgrenze», nach der
der Ausländeranteil nicht mehr als ein
Drittel der Gesamtbevölkerung betra-
gen darf. Auch die Zuwanderung aus
der Schweiz wurde eingeschränkt, und
beim EWR-Beitritt 1995 konnte Liech-
tenstein das Prinzip des freien Personen-
verkehrs auf ein Minimum begrenzen.

Ausbürgerung – Einbürgerung
Martina Sochin D’Elia hat den Umgang
des Fürstentums mit Fremden seit dem
Zweiten Weltkrieg untersucht. Sie teilt
die Einwanderung in drei Sektoren auf:
Heirats-, Arbeits- und Fluchtmigration.
Die drei Typen unterscheiden sich nicht
nur nach der Motivation der Zuzüger,
sondern weisen auch eine unterschied-
liche Emotionalität auf.

Die erste, negative Abstimmung
1971 über das Frauenstimmrecht setzte
eine Entwicklung in Gang, die zu Ände-
rungen in der Einbürgerungspraxis und
nicht zuletzt imUmgang mit den einhei-
mischen Frauen führten. Bis 1974 ver-
loren nämlich Liechtensteinerinnen, die
einen Ausländer heirateten, automa-
tisch das Bürgerrecht. Erst mit der Ver-
wirklichung des Postulates «Liechten-
steinerin bleiben» konnten die Frauen
ihr angestammtes Bürgerrecht behal-
ten, und ausgebürgerte Frauen erhielten
den liechtensteinischen Pass zurück. Im
Gegenzug müssen Ausländerinnen, die
einen Liechtensteiner heiraten, eine
Karenzfrist vor der Aufnahme in das
Bürgerrecht abwarten. Im einfachen
Verfahren eingebürgert werden inzwi-
schen auch Ausländer, die schon lange

in Liechtenstein leben oder im Fürsten-
tum geboren sind.

Unterschiedliche Haltungen
Das Buch ruft die jahrelangen Diskus-
sionen um die Aus- und Einbürgerungs-
praxis in Erinnerung, breitet den Um-
gang mit ausländischen Arbeitskräften
vom italienischen Saisonnier bis zur ge-
suchten Fachkraft aus und beleuchtet
die verschiedenenWellen von Flüchtlin-
gen, die in Liechtenstein zeitweise oder
endgültig eine Heimat fanden. Ohne
anklägerisch zu wirken, hält Martina
Sochin D’Elia der liechtensteinischen
Gesellschaft den Spiegel vor, wenn sie

die italienische Arbeitsmigration be-
schreibt, besonders die teilweise unzu-
mutbaren Arbeits- und Wohnbedingun-
gen sowie die Ausweisungen wegen ge-
ringfügiger Delikte. Aus diesemUmfeld
stammt auch der Titel des Buches, ent-
nommen einem Leserbrief mit dem
Kernsatz: «Mein Gott, man hat es doch
hier mit Menschen zu tun und nicht mit
einem Stück Vieh!»

Emotional unterschiedlich standen
und stehen die Liechtensteiner auch
Flüchtlingen gegenüber. Die Autorin
zeichnet die Integration der ungari-
schen und der tschechoslowakischen
Flüchtlinge nach, die nach der Flucht
vor dem Kommunismus warme Auf-
nahme fanden, während bei den indo-
chinesischen Boat-People bereits gewis-
se Vorbehalte zu vernehmen waren.
Der unerwartete Zustrom von Flücht-
lingen aus Ex-Jugoslawien forderte die
Behörden und mündete in den Konflikt
zwischen der Integrationspolitik und
dem Ziel, den vor den Kriegswirren Ge-
flohenen nur vorübergehend Schutz zu
gewähren. Unterschiedlich reagierten
Bevölkerung und Behörden auch auf
Flüchtlinge aus Chile und aus Tibet, was
darauf hindeutet, dass es noch vieler
Schritte bis zu einer liechtensteinischen
Asylpolitik bedarf.

Für die derzeitige Debatte über die
von der Wirtschaft geforderte Locke-
rung der restriktiven Einwanderungs-
bestimmungen bildet die Aufarbeitung
der Migrations- und Flüchtlingspolitik
in der Nachkriegszeit eine wertvolle
Grundlage – wenn auch aus anderer
Perspektive.

Einübung
der Glaubensvielfalt
«Haus der Religionen» in Bern

C. W. ^ Das «Haus der Religionen»
wird in Bern nun physisch gebaut. Im
Herbst 2014 sollen dort Christen, Mus-
lime, Aleviten, Hindus und Buddhisten
separate Kultstätten sowie einen ge-
meinsamen Bereich des Dialogs erhal-
ten, an dem sich auch weitereGlaubens-
gemeinschaften, namentlich Juden und
Bahai, beteiligen werden. Die Idee war
1998 lanciert worden, und das Projekt
begann in Provisorien schon zu leben,
während Mittel und Wege zu einer fes-
ten Gestalt noch zu finden waren.

Ein Buch rekapituliert diesen Pro-
zess und legt eine Basis für seine Fort-
setzung. Der einzigartige Bau wird ja
insofern keinen Abschluss bilden, als
das multireligiöse Neben- und Mitein-
ander noch weiter einzuüben ist. Die in
der Schweiz relativ neuen Glaubens-
gemeinschaften hatten vor allem ein
praktisches Interesse an angemessenen
Räumen. Unter dem gemeinsamen

Dach soll sich aber Begegnung erge-
ben, gegenseitige Neugierde entwi-
ckeln, die Kenntnis des Anderen ver-
bessern und die Reflexion des Eigenen
vertiefen. Zu einer «Theologie der Re-
ligionen», die den Verzicht auf absolute
Wahrheitsansprüche begründet, gibt es
erst Ansätze. Der Herrnhuter Hartmut
Haas, Leiter des Projekts, sieht sie etwa
in der Tradition der Böhmischen Brü-
der, im Verständnis der Konfessionen
als «unterschiedliche Erziehungswei-
sen», in denen sich Gott den Menschen
nähere.

Der Band enthält alte und neue
Texte über die einzelnen Religionen,
über interreligiöse Erfahrungen und
Perspektiven sowie unzählige, wenn
nicht allzu viele kleine Fotos – nicht zu-
letzt Zeugnisse der religiösen Buntheit.

Fürsorge mittels Eugenik
Städte im Kampf gegen vermeintliche Fortpflanzung des Elends

Urs Hafner ^ Der Sozialstaat hat im
Europa des 20. Jahrhunderts zahllose
Menschen vor Armut bewahrt und
ihnen den demütigenden Bitt- und Bet-
telgang zur Kirche oder zum Patron er-
spart. Doch der Sozialstaat hat auch
eine hässliche Seite. Vor allem in der
ersten Jahrhunderthälfte waren fürsor-
gerische Massnahmen oft eugenisch
motiviert, also von der «Lehre vom
guten Erbe». Sie zielten darauf ab, den
«Volkskörper» zu stärken, indem sie die
Fortpflanzung derjenigen Individuen zu
verhindern suchten, die als minder-
wertig eingestuft wurden – sogenannt
moralisch Degenerierte, Verarmte, Be-
hinderte, Alkoholiker. Die gängigsten
Mittel waren Heiratsverbote, Sterilisie-
rungen, Kastrationen und Anstaltsver-
sorgungen. Die Individualrechte galten
weniger als das (vermeintliche) Wohl
der Nation.

Entmündigt, sterilisiert
Die Eugenik wird gemeinhin mit den
Nationalsozialisten assoziiert. Doch eu-
genische Motive und Praktiken finden
sich auch in Demokratien. Deutsche
Eugeniker liessen sich in der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts von den
Vereinigten Staaten inspirieren, die bei
der Sterilisierung eine Vorreiterrolle ge-
spielt hatten. In Schweden wurden un-
gefähr 60 000 Frauen zwangssterilisiert.
Und auch in der Schweiz war eugeni-
sches Denken und Handeln in der ers-
ten Jahrhunderthälfte verbreitet, wie
jüngst Untersuchungen zu Basel, Zürich
und zur Waadt gezeigt haben.

Diese Befunde werden nun durch
eine Studie ergänzt, die aus dem Natio-
nalen Forschungsprogramm «Integra-
tion und Ausschluss» hervorgegangen
ist. Gisela Hauss, Béatrice Ziegler, Ka-
rin Cagnazzo und Mischa Gallati haben
die Verbreitung eugenischen Denkens
und Handelns in den Städten St. Gallen
und Bern auch anhand von Fallge-
schichten untersucht und sich dabei auf
die Bereiche Sterilisation und Fürsorge
konzentriert. Meist gerieten nämlich
Mündel in den eugenischen Radar.

Die beiden Städte waren zwar nach
der Jahrhundertwende bürgerlich ge-

prägt, doch in Bern etablierte sich die
Linke als gewichtige Kraft. Während
hier das Fürsorgewesen ausgebaut und
professionalisiert wurde, beruhte es in
St. Gallen hauptsächlich auf Freiwillig-
keit. Daher kam es in Bern zu deutlich
mehr Entmündigungen als in St. Gallen.
Doch die eugenische Praxis, in der Vor-
mundschaftsbehörden, Psychiatrie,
Ärzte und Gerichte zusammenspann-
ten, unterschied sich in den beiden Städ-
ten kaum. Die Verantwortlichen argu-
mentierten kaum je explizit eugenisch;
sie verknüpftenmedizinische, pädagogi-
sche, eugenische und finanzielle Argu-
mente (die zu vermeidende Belastung
der Armenfürsorge).

Zwang zur Freiwilligkeit
Sterilisiert wurde selten; für St. Gallen
haben die Autorinnen von 1920 bis 1950
zwanzig Fälle identifiziert. Betroffen
waren hauptsächlich entmündigte junge
und ledige Mütter aus der Unterschicht.
Sie wurden nicht gegen ihrenWillen ste-
rilisiert; Zwangssterilisation galt als
Körperverletzung und war nur in der
Waadt legal. Allerdings wurden die
Frauen oft massiv unter Druck gesetzt,
ihr Einverständnis zu geben.

In Anlehnung an den französischen
Sozialphilosophen Michel Foucault bi-
lanzieren die Autorinnen nicht nur die
Inthronisierung der Freiwilligkeit zu
einem «mächtigen Motor der Selbst-
zurichtung», sondern auch eine «bio-
politische Intervention» seitens der Be-
hörden. Allerdings verbindet die wich-
tige Arbeit Foucaults Theorien nicht
präzis genug mit dem Quellenmaterial.
Hilfreich wäre eine Definition des Be-
griffes Eugenik gewesen.
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Einbürgerung zwischen Abwehr und Öffnung
G. M. ^ Eine Aufenthaltsbewilligung in
Liechtenstein zu erhalten, ist nicht so
einfach. Noch schwieriger ist es, die
liechtensteinische Staatsbürgerschaft zu
erlangen. DemKleinstaat stehen nur 160
Quadratkilometer Fläche zur Verfü-
gung, der Anteil der Ausländer an der
Wohnbevölkerung beträgt ungefähr ein
Drittel. Die Zulassung von Ausländern
und die Einbürgerungen bewegten sich
im Fürstentum, wie eine Forschungs-
arbeit über die vergangenen zwei Jahr-
hunderte belegt, immer im Spannungs-
feld von Abwehr und Öffnung.

Das Forschungsprojekt weist drei Tei-
le auf, deren Ergebnisse in separaten
Bänden dargestellt werden. Klaus Bie-
dermann befasst sich mit den Einbürge-
rungen im Spannungsfeld von Staat und
Gemeinden 1809–1918. Unter dem Titel
«Bürgerrecht als Wirtschaftsfaktor» un-
tersucht Nicole Schwalbach die «Finanz-
einbürgerungen» vom Ende des Ersten
Weltkriegs bis in die 1950er Jahre. Im
dritten Band, «Vom Bürgerrechtskauf
zur Integration», stellt Veronika Marxer
die Einbürgerungspraxis vom Zweiten
Weltkrieg bis in die heutige Zeit dar.

Wer sich einen gerafften Überblick
über die Thematik verschaffen möchte,
kann zum Schlussbericht greifen. Regula
Argast fasst die wichtigsten Ergebnisse
zusammen und stellt die unterschied-

lichen Einbürgerungsnormen in den je-
weiligen historischen Zusammenhang.
In Anbetracht der Forderungen aus der
Wirtschaft nach Lockerung der restrikti-
ven Ausländerzulassung und der Anre-
gungen zur Wiederaufnahme der «Fi-
nanzeinbürgerung» begüterter Auslän-
der zur Aufbesserung der Staatseinnah-
men erhält die historische Aufarbeitung
der Zulassungs- und Einbürgerungspra-
xis einen äusserst aktuellen Bezug.

Das Forschungsprojekt Einbürgerun-
gen ist im Nachgang zu den Arbeiten der
Unabhängigen Historikerkommission
über die Rolle Liechtensteins im Zwei-
tenWeltkrieg entstanden. Es ist damit zu
rechnen, dass weitere Studien zu Teil-
bereichen der liechtensteinischen Ge-
schichte folgen werden. Regula Argast
schreibt in ihrem Schlusswort, dass sich
neue Forschungsfragen aufgetan hätten:
Die Geschichte der nach Liechtenstein
eingeheirateten Frauen, die Unterschie-
de zwischen den Gemeinden bei der
Aufnahme ins Bürgerrecht, die Rolle des
Konfessionalismus oder das Bürgerrecht
der Mitglieder des Fürstenhauses sind
einige Stichworte dazu.

Klaus Biedermann, Nicole Schwalbach, Veronika Mar-
xer, Regula Argast: Einbürgerungen in Liechtenstein,
19.–20. Jahrhundert. 4 Bände. Chronos-Verlag, Zürich
2012. Etwa Fr. 100.–.
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